
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Satzung 

 

der 

 

MorphoSys AG 



- 2 - 

 

I. 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 

Firma und Sitz 

 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: 

 

MorphoSys AG. 

 

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Planegg. 

 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Identifizierung, Erforschung, Optimierung, 

Entwicklung, Anwendung, Vermarktung und der Vertrieb von Technologien, Verfah-

ren und Produkten im Bereich Arzneimittel, pharmazeutische Wirkstoffe sowie ent-

sprechender Zwischenprodukte und die Erbringung damit zusammenhängender 

Dienstleistungen. 

 

(2) Die Gesellschaft kann alle Geschäfte betreiben und alle Maßnahmen ergreifen, die 

mit dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen oder ihm unmittelbar 

oder mittelbar förderlich erscheinen. Sie kann zu diesem Zwecke auch andere Un-

ternehmen gründen, erwerben oder sich an ihnen beteiligen oder diesbezügliche 

Geschäftsführungstätigkeiten übernehmen. Dies gilt insbesondere für Unternehmen, 

die ganz oder teilweise in den in Absatz 1 genannten Geschäftsbereichen tätig sind. 

Sie kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Unternehmen ausgliedern 

oder verbundenen Unternehmen überlassen und sich auf die Verwaltung ihrer Betei-

ligungen beschränken. Ferner kann die Gesellschaft ihre Tätigkeit auch auf einen 

Teil der in Absatz 1 genannten Tätigkeiten beschränken. 
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§ 3 

Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

 

(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 

 

(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 4 

Bekanntmachungen 

 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger für die Bundesrepublik 

Deutschland. 

 

 

II. 

Grundkapital und Aktien 

 

§ 5 

Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

 

(1) Das Grundkapital beträgt € 34.231.943,00. 

 

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 34.231.943 auf den Inhaber lautende nennwertlose 

Stückaktien. 

 

(3) Die Form der Aktienurkunden, der Anteil- und Erneuerungsscheine bestimmt der 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Einzelne Aktien können in Aktienur-

kunden zusammengefasst werden, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen (Globa-

laktien, Globalurkunden). Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines An-

teils ist ausgeschlossen. 
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(4) aufgehoben 

 

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 18. Mai 

2026 (einschließlich) das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bar- und/oder Sach-

einlagen einmalig oder mehrmalig um insgesamt bis zu 4.861.376,00 € durch Aus-

gabe von bis zu 4.861.376 neuen und auf den Inhaber lautende Stückaktien zu er-

höhen (Genehmigtes Kapital 2021-I). 

Bei Kapitalerhöhungen steht den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die 

Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist 

jedoch berechtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen: 

aa) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, soweit dies zur Vermei-

dung von Spitzenbeträgen erforderlich ist; oder 

bb) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen; oder 

cc) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, soweit die neuen Aktien im 

Zuge einer Börseneinführung an einer ausländischen Wertpapierbörse plat-

ziert werden. 

Die insgesamt aufgrund der vorstehenden Ermächtigungen unter Ausschluss des 

Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Bar- und/oder Sacheinlagen ausgege-

benen Aktien dürfen unter Einbeziehung der nachfolgend aufgeführten Anrechnun-

gen 10 % des Grundkapitals – berechnet auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

der Ermächtigungen oder der Ausübung der Ermächtigungen, je nachdem, welcher 

Betrag niedriger ist – nicht überschreiten. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind 

anzurechnen (i) nach Wirksamwerden dieser Ermächtigungen unter Bezugsrechts-

ausschluss veräußerte eigene Aktien, (ii) Aktien, die aufgrund sonstiger genehmigter 

Kapitalia unter einem Bezugsrechtsausschluss während der Wirksamkeit dieser Er-

mächtigungen ausgegeben werden, sowie (iii) Aktien, die zur Bedienung von Wan-

del- und/oder Optionsschuldverschreibungen auszugeben sind, sofern die Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen während der Wirksamkeit dieser Ermächti-

gungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind, 

allerdings in Bezug auf die Ziffern (i), (ii) und/oder (iii) jeweils nur, soweit die Aktien 

nicht zur Bedienung von Ansprüchen von Organmitgliedern und/oder Mitarbeitern 

der Gesellschaft und/oder ihrer verbundenen Unternehmen aus Mitarbeiterbeteili-

gungsprogrammen dienen. Die gemäß den vorstehenden Sätzen dieses Absatzes 

verminderte Höchstgrenze wird mit Wirksamwerden einer nach der Verminderung 

von der Hauptversammlung beschlossenen neuen Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre wieder erhöht, sowie die neue Ermächtigung reicht, 
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höchstens aber bis zu 10 % des Grundkapitals nach den Vorgaben von Satz 1 die-

ses Absatzes.  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. 

 

(6)  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 18. Mai 

2026 (einschließlich) das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bareinlagen einmalig 

oder mehrmalig um insgesamt bis zu 1.951.452,00 € durch die Ausgabe von bis zu 

1.951.452 neuen und auf den Inhaber lautende Stückaktien zu erhöhen (Genehmig-

tes Kapital 2021-II). 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die Aktien können auch von 

einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, 

sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch berechtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

aa) soweit dies zur Vermeidung von Spitzenbeträgen erforderlich ist; oder 

bb) wenn die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag ausgegeben werden, der 

den Börsenpreis von Aktien gleicher Ausstattung nicht wesentlich unter-

schreitet und die gemäß oder in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG gegen Bareinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts wäh-

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegebenen Aktien insgesamt 10 

% des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 

Auf diese Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen eige-

nen Aktien der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß § 71 

Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG veräußert werden. Ferner sind auf diese Begrenzung von 10 % des 

Grundkapitals Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen ausgegeben wurden oder auszugeben sind, 

sofern diese Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen in entspre-

chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wur-

den. Auf die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapitals sind zudem diejeni-

gen Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf 

Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
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Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Die gemäß den vorstehenden Sätzen die-

ses Absatzes verminderte Höchstgrenze wird mit Wirksamwerden einer nach 

der Verminderung von der Hauptversammlung beschlossenen neuen Er-

mächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre entsprechend 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wieder erhöht, soweit die neue Ermächtigung 

reicht, höchstens aber bis zu 10 % des Grundkapitals nach den Vorgaben 

von Satz 1 dieses Absatzes bb). 

Die insgesamt aufgrund der vorstehenden Ermächtigungen unter Ausschluss des Be-

zugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen ausgegebenen Aktien dürfen 

unter Einbeziehung der nachfolgend aufgeführten Anrechnungen 10 % des Grundka-

pitals – berechnet auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigungen oder 

der Ausübung der Ermächtigungen, je nachdem, welcher Betrag niedriger ist – nicht 

überschreiten. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind anzurechnen (i) nach Wirk-

samwerden dieser Ermächtigungen unter Bezugsrechtsausschluss veräußerte eigene 

Aktien; (ii) Aktien, die aufgrund sonstiger genehmigter Kapitalia unter einem Bezugs-

rechtsausschluss während der Wirksamkeit dieser Ermächtigungen ausgegeben wer-

den, sowie (iii) Aktien, die zur Bedienung von Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen auszugeben sind, sofern die Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen während der Wirksamkeit dieser Ermächtigungen unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben worden sind, allerdings in Bezug auf die Zif-

fern (i), (ii) und/oder (iii) jeweils nur, soweit die Aktien nicht zur Bedienung von An-

sprüchen von Organmitgliedern und/oder Mitarbeitern der Gesellschaft und/oder ihrer 

verbundenen Unternehmen aus Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen dienen. Die ge-

mäß den vorstehenden Sätzen dieses Absatzes verminderte Höchstgrenze wird mit 

Wirksamwerden einer nach der Verminderung von der Hauptversammlung beschlos-

senen neuen Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wieder 

erhöht, sowie die neue Ermächtigung reicht, höchstens aber bis zu 10 % des Grund-

kapitals nach den Vorgaben von Satz 1 dieses Absatzes.  

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelhei-

ten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. 

 

(6 a) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 18. Mai 2026 

(einschließlich) das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

einmalig oder mehrmalig um insgesamt bis zu 315.000,00 € durch Ausgabe von bis 

zu 315.000 neuen und auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Geneh-

migtes Kapital 2021-III). 
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 Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital 2021-III 

dient der Lieferung von Aktien der Gesellschaft zur Bedienung von unter dem Restric-

ted Stock Unit Program 2021 der Gesellschaft (RSUP 2021) ausschließlich an Füh-

rungskräfte und Mitarbeiter (einschließlich Directors und Officers) der MorphoSys US 

Inc. nach näherer Maßgabe des RSUP 2021 gewährten Restricted Stock Units 

(RSUs) gegen Einlage der unter den RSUs jeweils entstandenen Zahlungsansprü-

che. 

 Der Ausgabebetrag der neuen Aktien muss mindestens 1,00 € betragen und kann 

durch Bar- und/oder Sacheinlagen, insbesondere auch durch Einlage von Forderun-

gen gegen die Gesellschaft unter dem RSUP 2021, erbracht werden. Der Vorstand 

wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchfüh-

rung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen; dies umfasst auch die Festle-

gung der Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche abweichend von § 60 

Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festgelegt werden 

kann, soweit für das betreffende Geschäftsjahr noch kein Gewinnverwendungsbe-

schluss gefasst wurde. 

 

(6 b) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 2.475.437,00 € durch Ausgabe von 

bis zu 2.475.437 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Be-

dingtes Kapital 2016-I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Ge-

währung neuer Aktien an die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten, die ge-

mäß dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 2. Juni 2016 unter 

Tagesordnungspunkt 7 Buchstabe a) durch die Gesellschaft oder durch Unter-

nehmen, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt 

ist, ausgegeben werden. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 

vorstehend bezeichneten Beschlusses jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Op-

tionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur durchgeführt, soweit die Inhaber 

der Wandlungs- oder Optionsrechte von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Ge-

brauch machen oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfül-

len. Die Aktien nehmen – sofern sie bis zum Beginn der ordentlichen Hauptver-

sammlung der Gesellschaft entstehen – vom Beginn des vorhergehenden Ge-

schäftsjahres, ansonsten vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, 

am Gewinn teil. 

 

(6 c) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 3.289.004,00 € durch Ausgabe von 

bis zu 3.289.004 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Be-

dingtes Kapital 2021-I). Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Ge-

währung neuer Aktien an die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten, die ge-

mäß dem Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 10 Buchstabe a) durch die Gesellschaft oder durch Unterneh-

men, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, 
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ausgegeben werden. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vor-

stehend bezeichneten Beschlusses jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Opti-

onspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur durchgeführt, soweit die Inhaber der 

Wandlungs- oder Optionsrechte von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Ge-

brauch machen oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfül-

len. Die Aktien nehmen – sofern sie bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversamm-

lung der Gesellschaft entstehen – vom Beginn des vorhergehenden Geschäftsjahres, 

ansonsten vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn 

teil.  

 

(6 d)    aufgehoben  

 

(6 e) aufgehoben 

 

(6 f) absichtlich freigelassen  

 

(6 g) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 532.025,00 € durch Ausgabe von bis 

zu 532.025 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital 2016-III). Das bedingte Kapital dient der Erfüllung von Bezugsrechten, die 

aufgrund der von der Hauptversammlung vom 2. Juni 2016 unter Tages-

ordnungspunkt 9 Buchstabe a) beschlossenen Ermächtigung ausgegeben und aus-

geübt worden sind. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als 

Inhaber von Bezugsrechten von ihren Bezugsrechten auf den Bezug von Aktien der 

Gesellschaft Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem gemäß Ta-

gesordnungspunkt 9 Buchstabe a) Unterabsatz (8) des Hauptversammlungsbe-

schlusses vom 2. Juni 2016 jeweils festgesetzten Ausübungspreis als Ausgabebe-

trag; § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. Die neuen Aktien sind erstmals für das Ge-

schäftsjahr dividendenberechtigt, für das zum Zeitpunkt ihrer Ausgabe noch kein Be-

schluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst 

worden ist. Der Vorstand bzw., soweit Mitglieder des Vorstands betroffen sind, der 

Aufsichtsrat sind ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhö-

hung und ihrer Durchführung festzusetzen. 

(6 h) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 30. April 2024 

(einschließlich) das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

einmalig oder mehrmalig um insgesamt bis zu 88.961,00 € durch Ausgabe von bis zu 

88.961 neuen und auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital 2019-I). 
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Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital 2019-I 

dient der Lieferung von Aktien der Gesellschaft zur Bedienung von unter dem Restric-

ted Stock Unit Program der Gesellschaft (RSUP) ausschließlich an Führungskräfte 

und Mitarbeiter (einschließlich Directors und Officers) der MorphoSys US Inc. nach 

näherer Maßgabe des RSUP gewährten Restricted Stock Units (RSUs) gegen Einla-

ge der unter den RSUs jeweils entstandenen Zahlungsansprüche. 

Der Ausgabebetrag der neuen Aktien muss mindestens 1,00 € betragen und kann 

durch Bar- und/oder Sacheinlagen, insbesondere auch durch Einlage von Forderun-

gen gegen die Gesellschaft unter dem RSUP, erbracht werden. Der Vorstand ist er-

mächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen; dies umfasst auch die Festlegung der 

Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche abweichend von § 60 Abs. 2 

AktG auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr festgelegt werden kann. 

 

(6 i) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu 507.668,00 € durch Ausgabe von bis 

zu 507.668 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 

Kapital 2020-I). Das bedingte Kapital dient der Erfüllung von Bezugsrechten, die auf-

grund der von der Hauptversammlung vom 27. Mai 2020 unter Tagesordnungspunkt 

11 Buchstabe a) beschlossenen Ermächtigung ausgegeben und ausgeübt worden 

sind. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, als Inhaber von 

Bezugsrechten von ihren Bezugsrechten auf den Bezug von Aktien der Gesellschaft 

Gebrauch machen. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem gemäß Tagesordnungs-

punkt 11 Buchstabe a) Unterabsatz (8) des Hauptversammlungsbeschlusses vom 27. 

Mai 2020 jeweils festgesetzten Ausübungspreis als Ausgabebetrag; § 9 Abs. 1 AktG 

bleibt unberührt. Die neuen Aktien sind erstmals für das Geschäftsjahr dividendenbe-

rechtigt, für das zum Zeitpunkt ihrer Ausgabe noch kein Beschluss der Hauptver-

sammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist. Der Vorstand 

bzw., soweit Mitglieder des Vorstands betroffen sind, der Aufsichtsrat sind ermächtigt, 

die weiteren Einzelheiten der bedingten Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 

festzusetzen. 

(6 j) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Mai 2027 

(einschließlich) das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

einmalig oder mehrmalig um insgesamt bis zu 1.978.907,00 € durch Ausgabe von bis 

zu 1.978.907 neuen und auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen (Geneh-

migtes Kapital 2022-I). 

 Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Das Genehmigte Kapital 2022-I 

dient der Lieferung von Aktien der Gesellschaft zur Bedienung von unter einem Rest-

ricted Stock Unit Program der Gesellschaft (RSUP) ausschließlich an Führungskräfte 

und Mitarbeiter (einschließlich Directors und Officers) von US-Tochtergesellschaften 

der Gesellschaft nach näherer Maßgabe des RSUP gewährten Restricted Stock Units 
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(RSUs) gegen Einlage der unter den RSUs jeweils entstandenen Zahlungsansprü-

che. 

 Der Ausgabebetrag der neuen Aktien muss mindestens 1,00 € betragen und kann 

durch Bar- und/oder Sacheinlagen, insbesondere auch durch Einlage von Forderun-

gen gegen die Gesellschaft unter dem RSUP, erbracht werden. Der Vorstand wird 

ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen; dies umfasst auch die Festlegung der 

Gewinnanteilsberechtigung der neuen Aktien, welche abweichend von 

§ 60 Abs. 2 AktG, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festgelegt werden 

kann, sofern die Hauptversammlung zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 

noch keinen Beschluss über die Gewinnverwendung für dieses Geschäftsjahr gefasst 

hat. 

 

(7) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 

der Kapitalerhöhung aus bedingtem und genehmigtem Kapital zu ändern. 

 

 

III. 

Vorstand 

 

§ 6 

Zusammensetzung 

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im Übrigen bestimmt der Aufsichtsrat 

die Zahl der Mitglieder des Vorstands. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden sowie einen 

oder mehrere stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen. 
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§ 7 

Geschäftsführung und Vertretung 

 

(1) Die Mitglieder des Vorstands haben die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der 

Gesetze, der Satzung und der Geschäftsordnung des Vorstands zu führen. Der Vor-

stand gibt sich selbst einstimmig eine Geschäftsordnung und regelt die Geschäftsver-

teilung, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt. 

 

(2) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 

in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vor-

standsmitgliedern die Befugnis zur Alleinvertretung einräumen und wieder entziehen. 

 

(3) Der Aufsichtsrat kann ein oder mehrere Vorstandsmitglieder von den Beschränkungen 

des § 181 BGB für den Fall der Mehrfachvertretung befreien und zwar ohne Rücksicht 

darauf, ob die Gesellschaft eingliedrig oder mehrgliedrig ist und auch für den Fall, dass 

sie zu einer mehrgliedrigen oder eingliedrigen Gesellschaft wird. 

 

 

IV. 

Der Aufsichtsrat 

 

§ 8 

Zusammensetzung, Amtsdauer 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern, die von den Aktionären nach dem 

Aktiengesetz gewählt werden. 

 

(2) Die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt höchstens für die Zeit bis zur Be-

endigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das 

vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, 

in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.  
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(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt durch eine 

an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder den Vorstand zu richtende schriftliche 

Erklärung unter Einhaltung einer Frist von einem Monat niederlegen. Aus wichtigem 

Grund kann die Niederlegung mit sofortiger Wirkung erfolgen. 

 

(4) Scheidet ein von der Hauptversammlung gewähltes Mitglied des Aufsichtsrats vor 

Ablauf seiner Amtsdauer aus dem Aufsichtsrat aus, so soll für dieses in der nächs-

ten Hauptversammlung eine Neuwahl vorgenommen werden.  

 

(5) Die Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder 

Ersatzmitglieder bestellen, die nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge 

Mitglieder des Aufsichtsrats werden, wenn Aufsichtsratsmitglieder vor Ablauf ihrer 

Amtszeit ausscheiden. Das Amt eines in den Aufsichtsrat nachgerückten Ersatzmit-

glieds erlischt mit der Beendigung der Hauptversammlung, in der eine Wahl nach 

vorstehendem Absatz (4) stattfindet. 

 

§ 9 

Vorsitzender und Stellvertreter 

 

(1) Im Anschluß an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder bestellt wor-

den sind, findet ohne besondere Einladung eine Sitzung des Aufsichtsrats statt, in der 

ein Vorsitzender und ein Stellvertreter für die Dauer ihrer Amtszeit gewählt werden. 

 

(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem 

Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit 

des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 

§ 10 

Beschlüsse des Aufsichtsrats 

 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden, im Fall seiner Verhinde-

rung von einem Stellvertreter, unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wo-

chen einberufen. Diese Frist kann in dringenden Fällen abgekürzt werden. Die Einberu-

fung kann schriftlich, fernmündlich, per Telefax oder mit Hilfe sonstiger gebräuchlicher 
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Kommunikationsmittel erfolgen, soweit diese geeignet sind, den Nachweis des Zu-

gangs zu erbringen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Re-

gelungen der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat. 

 

(2) Schriftliche, fernmündliche, per Telefax oder mit Hilfe sonstiger gebräuchlicher Kom-

munikationsmittel (z. B. per E-Mail) durchgeführte Sitzungen und Beschlussfassungen 

oder die Teilnahme einzelner Mitglieder des Aufsichtsrats an Sitzungen und Beschluss-

fassungen unter Ausnutzung gebräuchlicher Kommunikationsmittel sind zulässig, es 

sei denn der Aufsichtsratsvorsitzende ordnet im Einzelfall etwas anderes an. 

 

(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, mindestens jedoch 

drei Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung 

teilnehmen.  

 

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei 

Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Die Art der Ab-

stimmung bestimmt der Vorsitzende.  

 

(5) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vor-

sitzenden, im Fall seiner Verhinderung von seinem Stellvertreter, zu unterzeichnen ist. 

Dies gilt entsprechend für schriftlich, fernmündlich, per Telefax oder mit Hilfe sonstiger 

gebräuchlicher Kommunikationsmittel (z. B. per E-Mail oder Videokonferenz) gefasste 

Beschlüsse.  

 

(6) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den 

Vorsitzenden abgegeben. 
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§ 11 

Ausschüsse 

 

(1) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse bestellen. Den 

Ausschüssen können, soweit gesetzlich zulässig, Entscheidungsbefugnisse des Auf-

sichtsrats übertragen werden. 

 

(2) Jeder Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vorsitzenden wählen, wenn nicht der 

Aufsichtsrat einen Vorsitzenden bestimmt. 

 

(3) Für das Verfahren der Ausschüsse gelten die Regelungen des § 10 entsprechend. 

 

§ 12 

Geschäftsordnung, Willenserklärungen, Fassungsänderungen 

 

(1) Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung 

selbst fest.  

 

(2) Der Vorsitzende – oder im Falle seiner Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende – 

ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschlüsse des 

Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse erforderlichen Willenserklärungen abzugeben.  

 

(3) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die 

Fassung betreffen. 

 

§ 13 

Vertraulichkeit 

 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Angaben und Geheimnisse 

der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre 
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Tätigkeit bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung gilt 

auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. 

 

(2) Beabsichtigt ein Mitglied des Aufsichtsrats, Dritten Informationen über Inhalt oder Ver-

lauf einer Aufsichtsratssitzung oder einer sonstigen Beschlussfassung des Aufsichts-

rats zu geben, die nicht unter vorstehenden Absatz (1) fallen, so setzt er sich zuvor mit 

dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats ins Benehmen. 

 

§ 14 

Geschäftsordnung Vorstand, Zustimmungsvorbehalt 

 

Der Aufsichtsrat hat das Recht, eine Geschäftsordnung für den Vorstand zu erlassen, in der 

insbesondere die Geschäfte festgelegt werden, zu deren Vornahme die Zustimmung des 

Aufsichtsrats erforderlich ist. 

 

§ 15 

Vergütung des Aufsichtsrats 

 

(1) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine angemes-

sene jährliche Vergütung, die von der Hauptversammlung festgesetzt wird und –  so-

weit nichts anderes bestimmt wird – am Tag nach Ablauf der Hauptversammlung, die 

über die Entlastung des Aufsichtsrats für das betreffende Geschäftsjahr entscheidet, 

fällig ist. 

 

(2) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Auf-

sichtsrat angehört haben, erhalten eine im Verhältnis der Zeit geringere bare Vergü-

tung. 

 

(3) Die Gesellschaft vergütet jedem Aufsichtsratsmitglied die auf seine bare Vergütung 

entfallende Umsatzsteuer. 

 

(4) (a) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von 

dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-
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Haftpflichtversicherung für Organmitglieder und bestimmte Mitarbeiter des MorphoSys-

Konzerns (D&O Versicherung) einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien 

hierfür entrichtet die Gesellschaft. 

(b) Soweit Mitglieder des Aufsichtsrats gemäß den Vorgaben des Deutschen Corporate 

Governance Kodex die für ihre Aufgaben erforderlichen Aus- und Fortbildungsmaß-

nahmen wahrnehmen, erstattet ihnen die Gesellschaft die dadurch anfallenden Kosten. 

 

 

V. 

Die Hauptversammlung 

 

§ 16 

Ort der Hauptversammlung, Einberufung 

 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer deutschen 

Wertpapierbörse statt. 

 

(2) Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

 

§ 17 

Teilnahmebedingungen 

 

(1) Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen oder ihr Stimmrecht ausüben wol-

len, müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. 

Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft unter der 

in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse innerhalb der gesetzlichen Frist zuge-

hen. Der Vorstand ist ermächtigt, bzw. im Fall der Einberufung durch den Aufsichtsrat 

der Aufsichtsrat, in der Einberufung eine kürzere in Tagen zu bemessende Anmelde- 

und Nachweisfrist zu bestimmen. 

 

(2) Für die Berechtigung nach Abs. 1 reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform 

durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis muss sich 

auf den im Aktiengesetz hierfür vorgesehenen Zeitpunkt beziehen. 
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Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit der Echtheit des Berech-

tigungsnachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Bestehen auch 

an diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionäres zur Teil-

nahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stimmrechts zurückweisen.  

 

§ 18 

Stimmrecht, Bevollmächtigung 

 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

 

(2) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung 

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedürfen der Textform. Die Einzelheiten für die Erteilung der Vollmacht, 

ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einbe-

rufung der Hauptversammlung bekannt gemacht, in der auch eine Erleichterung be-

stimmt werden kann. § 135 AktG bleibt unberührt. Vollmachten können der Gesell-

schaft auch auf einem vom Vorstand näher zu bestimmenden elektronischen Weg 

übermittelt werden. 

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung 

auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen 

und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer 

Kommunikation ausüben können (Online- Teilnahme). Der Vorstand kann Umfang 

und Verfahren der Online- Teilnahme im Einzelnen regeln. 

 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre auch ohne Teilnahme an der 

Hauptversammlung ihre Stimme schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunika-

tion abgeben dürfen (Briefwahl). Er kann das Verfahren der Briefwahl im Einzelnen 

regeln. 

 

(5) Mitglieder des Aufsichtsrats, die (i) ihren Wohnsitz im Ausland haben oder (ii) aus be-

ruflichen oder gesundheitlichen Gründen verhindert sind, in der Hauptversammlung 

anwesend zu sein, können im Wege der Bild- und Tonübertragung an der Hauptver-

sammlung teilnehmen. 
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§ 19 

Vorsitz in der Hauptversammlung 

 

(1) Zum Vorsitz in der Hauptversammlung ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein 

von ihm bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied berufen. Übernimmt der Vorsit-

zende des Aufsichtsrats den Vorsitz in der Hauptversammlung nicht und hat er kein 

anderes Aufsichtsratsmitglied zu seinem Vertreter bestimmt, so wählt der Aufsichtsrat 

den Vorsitzenden der Hauptversammlung. Wählbar sind auch Personen, die weder 

Aktionär, noch Mitglied des Aufsichtsrats sind, noch sonst dem Unternehmen ange-

hören. 

 

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und bestimmt die Reihenfolge der Verhand-

lungsgegenstände sowie die Form der Abstimmung. 

 

(3) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Ton-

übertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise 

zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlich-

keit uneingeschränkt Zugang hat. 

 

(4) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge der Redner und der Behandlung der Ta-

gesordnungspunkte und kann, soweit gesetzlich zulässig, über die Zusammenfas-

sung von sachlich zusammengehörigen Beschlussgegenständen zu einem Abstim-

mungspunkt entscheiden und angemessene Beschränkungen der Redezeit, der Fra-

gezeit und der zusammengenommenen Rede- und Fragezeit für den ganzen Haupt-

versammlungsverlauf, für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne 

Redner zu Beginn oder während des Verlaufs der Hauptversammlung festlegen so-

wie, soweit dies für eine ordnungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung er-

forderlich ist, den Schluss der Debatte anordnen. 

 

§ 20 

Beschlussfassung der Hauptversammlung 

 

(1) Für die Beschlüsse der Hauptversammlung genügen, soweit nicht das Gesetz zwin-

gend etwas anderes vorschreibt, als Stimmenmehrheit die einfache Mehrheit der ab-
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gegebenen Stimmen und als Kapitalmehrheit die einfache Mehrheit des bei der Be-

schlussfassung vertretenen Grundkapitals. 

 

(2) Wahlen von Aufsichtsratsmitgliedern erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit. Wenn 

bei Wahlen mit zwei oder mehr Wahlkandidaten im ersten Wahlgang kein Kandidat 

die absolute Mehrheit erzielt, findet ein weiterer Wahlgang unter den beiden Wahl-

kandidaten statt, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Im zweiten Wahlgang 

ist die relative Mehrheit der Stimmen ausreichend. Bei Stimmengleichheit im zweiten 

Wahlgang entscheidet das Los, das der Versammlungsleiter zieht. 

 

 

VI. 

Jahresabschluss 

 

§ 21 

Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

 

(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresab-

schluss für das vergangene Geschäftsjahr sowie den Lagebericht aufzustellen und 

dem Abschlussprüfer vorzulegen. 

 

(2) Unverzüglich nach Eingang des Prüfungsberichts der Abschlussprüfer hat der Vor-

stand den Jahresabschluss, den Lagebericht, den Prüfungsbericht und den Vor-

schlag, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns unter-

breiten will, dem Aufsichtsrat vorzulegen. 

 

(3) Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahresabschlus-

ses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzlichen Rücklagen einzu-

stellenden Beträge und eines etwaigen Verlustvortrages verbleibt, zum Teil oder ganz 

in eine andere Gewinnrücklage einzustellen, sofern die anderen Gewinnrücklagen 

nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen würden. 

 

(4) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien abweichend 

von § 60 Abs. 2 Satz 3 AktG festgelegt werden. 
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(5) Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats im Rahmen des § 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Aktionäre aus-

schütten. 

 

VII. 

Schlussbestimmungen 

 

Die Kosten der Umwandlung in die Rechtsform der Aktiengesellschaft trägt die Gesellschaft 

bis zu einem Betrag von DM 150.000,--. 

 

 


